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Kurz berichtet 

Initiativen, Jugendarbeit, Sportverein: Freiwilliges Engagement
- mit und ohne Migrationshintergrund .............................................
Soziale Eliten in der Kommunalpolitik: Schulabschlüsse und
Einkommen kommunaler Abgeordneter in NRW ................................
Familie und Beruf: Rollenverteilung und
Einstellungen in Ost und West........................................................
Für Gemeinsamkeit, gegen Isolation: Unkonventionelle
Architekturkonzepte für Flüchtlingsunterkünfte.................................

 Die Zusammenarbeit auf kommunaler Ebene mit den Akteuren des 
Pflege-, Gesundheits- und Sozialbereichs sowie die Vernetzung der örtlichen 
bzw. regionalen Versorgungsstrukturen - das wird im Gesetz ausdrücklich als 
wesentliche Aufgabe der Pflegestützpunkte genannt. Angesichts ihrer kom-
plexen Arbeitsfelder sollten sie dringend weiter ausgebaut werden, unter-
streicht die bundesweite Befragung von Pflegestützpunkten außerdem. Und 
sie weist deutlich darauf hin, wie viel unterschiedliches Know-how in den 
Pflegestützpunkten vorhanden sein muss. Dazu werden nicht nur in ausrei-
chender Zahl vor allem Fachkräfte der Sozialen Arbeit und aus dem Bereich 
Pflege gebraucht. Hier sind auch Zusatzqualifikationen und spezifische Wei-
terbildungen in der Pflegeberatung und im Case Management gefragt. Im 
Bundesländervergleich bewegen sich die entsprechenden Fortbildungsquo-
ten von unter 30 bis weit über 90 Prozent.
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Pflegestützpunkte 

Aufgabenspektrum - Arbeitsfelder - Versorgungsdichte .......................................

 Hilfe bei der Beantragung von Leistungen, individuelle Beratung, passge-
naue Koordinierung der unterschiedlichen Versorgungsangebote - in Pflege-
stützpunkten soll dies für Pflegebedürftige und ihre Angehörigen gebündelt 
und möglichst wohnortnah zu finden sein, so will es das 2008 in Kraft getre-
tene Pflege-Weiterentwicklungsgesetz, dem Ende 2015 das erste von drei 
Pflegestärkungsgesetzen folgte. Mittlerweile wurden solche Anlaufstellen 
in fast allen Bundesländern installiert. Allerdings, stellt das in Saarbrücken 
ansässige Institut für Sozialforschung und Sozialwirtschaft fest, das eine 
Untersuchung zum Stand der Entwicklung durchgeführt hat: „Bei den derzeit 
üblichen Einzugsgebieten von über 100.000 Einwohnern und Einwohnerin-
nen pro Pflegestützpunkt kann ein problemloser Zugang zum Beratungsan-
gebot nicht überall angenommen werden.“
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